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Allgemeine Chronik

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Grundschulen

Si les cantons romands ont intégré au plan d’étude romand PER des leçons qui mettent
en avant, non seulement l’apprentissage des outils informatiques, mais aussi une
réflexion sur l’outil internet dans sa globalité, cette question est restée plus délicate
dans les cantons alémaniques. Dans le cadre de ces leçons dénommées « compétence
médiatique », nous pouvons citer par exemple l’importance des contenus des
documents partagés, de la sécurité, ou encore des risques que l’on peut rencontrer sur
la toile. Outre-Sarine, même si l’on a décidé d’intégrer de telles leçons au Lehrplan 21,
quelques voix se sont élevées pour indiquer que de tels cours se feraient au détriment
de leçons de bases comme celles de lecture ou d’arithmétique. Ces réactions négatives
ont donné du fil à retordre à Pro Juventute qui œuvre pour que de tels cours soient
intégrés dans le Lehrplan 21. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 23.08.2013
GUILLAUME ZUMOFEN

Medien

Radio und Fernsehen

Der für 1980 vorgelegte neue Strukturplan des Fernsehens richtet sich noch
ausgeprägter als bisher nach der deutschen Konkurrenz aus. Das Hauptabendprogramm
wird vorverlegt, anspruchsvollere Sendungen werden auf die Zeit nach 21 Uhr
verschoben. Auf 1980 ist ausserdem die Regionalisierung der Tagesschau und der
Ausbau des Informationsblockes vorgesehen. Bereits 1978 wurde die Hauptabteilung
Aktualität und Politik geschaffen. Bei der Besetzung der neuen Posten klagten
Fernsehmitarbeiter, dass Parteiinteressen vor den Fähigkeiten einzelner Kandidaten
gestanden hätten. Beim Radio wurden neue Programmstrukturen bereits eingeführt.
Unter anderem wurde der abendliche Informationsblock zeitlich auf das künftige
Fernsehangebot abgestimmt. Ausserdem werden nun in der Deutschschweiz täglich
Lokalsendungen für fünf verschiedene Regionen ausgestrahlt. Unzufrieden damit sind
die Regierungen der Kantone Solothurn und Aargau, welche von der SRG die Gründung
einer eigenen Radio-Mitgliedgesellschaft und eigene Lokalsendungen wünschen. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.1978
HANS PETER FLÜCKIGER

Die neue Programmstruktur des Deutschschweizer Fernsehens brachte als
wesentlichste Neuerungen die Vorverlegung der Tagesschau und die Einführung eines
fünften Werbeblocks. Dies wie auch die Beschränkung auf unterhaltende oder sonst
wie publikumswirksame Sendungen in der Zeit zwischen 18 und 21 Uhr lösten
Befürchtungen aus, dass der redaktionelle Teil den Anforderungen der Werbung
angepasst werde. Die ebenfalls angestrebte Regionalisierung der Tagesschau scheint
erst ab Herbst 1981 realisierbar zu sein. Programmdirektor G. Frei vom Fernsehen DRS
trat zurück und wurde durch U. Kündig ersetzt. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 11.10.1979
CHRISTIAN MOSER

Die Swisscom lancierte 2006 ein digitales Fernsehangebot („Bluewin-TV“), das über
Telefonleitungen verbreitet wird. Dieses umfasst über hundert Fernsehprogramme und
70 Radiokanäle. Dieses neue Angebot der Swisscom führte dazu, dass die Konkurrentin
Cablecom die Preise für das digitale Fernsehen drastisch senkte. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.11.2006
ANDREA MOSIMANN
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Presse

Die durch die Expansion neuer Massenmedien grundlegend veränderten
Wettbewerbsverhältnisse im Informationswesen sind eine wesentliche Ursache der
zunehmenden wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Presse. In einem Zeitpunkt, da die
Einnahmen aus dem Inseratengeschäft rückläufig sind, sollten die Zeitungen vermehrte
personelle und technische Investitionen vornehmen, um mit Radio und Fernsehen
Schritt halten zu können. Diese Situation äusserte sich in Divergenzen zwischen
Verlegern und Journalisten, die auch durch einen neuen vom Verein der Schweizer
Presse (VSP) genehmigten Gesamtarbeitsvertrag für die welsche Schweiz nicht
vollständig beseitigt werden konnten. Auch im revidierten Vertrag sind die
Mindestlöhne für das Welschland deutlich tiefer angesetzt als in der deutschen
Schweiz. Die weitere Diskussion über die Einführung eines Ehrenkodex im Sinne einer
Selbstkontrolle der Massenmedien innerhalb des VSP führte zu keinem Ergebnis. Der
Vorschlag des Zentralvorstandes, einen Presserat einzusetzen, wurde zurückgewiesen.
Die im Bericht der Kartellkommission angeregte vermehrte Kooperation führte im
Aargau und in Luzern zur Zusammenarbeit von Zeitungen verschiedener
parteipolitischer Richtungen. Mit einigem Interesse sah man dem Wiedererscheinen
des «Republikaners» entgegen, der nach mehrjährigem Unterbruch von Nationalrat
Schwarzenbach herausgegeben wird. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 20.11.1970
RUTH GULLO

Im Gegensatz zu den Vorjahren, die den Untergang oder die Umstrukturierung von
zahlreichen prominenten Blättern gebracht hatten, fehlte es im Pressewesen an
markanten Ereignissen. Unter dem Druck der wirtschaftlichen Lage – höchstens 20 von
über hundert Tageszeitungen sollen 1974 gewinnbringend gearbeitet haben – setzten
sich jedoch die Konzentrations- und Rationalisierungsprozesse fort, was zu
Substanzverlusten, zu Zerfallserscheinungen und zu einer anhaltenden Beunruhigung
führte, die nicht zuletzt auch in Arbeitskonflikten und Entlassungen ihren Ausdruck
fand. Vorgänge beim «St. Galler Tagblatt», bei der «National-Zeitung», beim
Gratisanzeiger «Züri-Leu» und bei der Frauenzeitschrift «Annabelle» zeugten von
einem verstärkten Druck auf die Redaktionen. Den widrigen Umständen zum Trotz
wurden verschiedene neue Zeitungsexperimente gestartet. Auf wenig Gegenliebe
seitens ihrer Kolleginnen stiess eine sich als Alternativmagazin bezeichnende «Leser-
Zeitung», deren Abonnenten zugleich Mitbesitzer und Träger des Unternehmens waren.
Im Gegensatz zur «AZ-Wochenzeitung», die als sozialdemokratisch-gewerkschaftliches
Nachfolgeorgan der «Zürcher AZ» nicht über eine Nullnummer hinauskam, konnte sich
die «Leser-Zeitung» einstweilen über Wasser halten. In Zürich und St. Gallen
vermittelte eine «Telefonziitig» linke Alternativinformationen. Das Westschweizer
Wochenmagazin «L'Hebdo» scheiterte nach fünf Ausgaben an internen Differenzen. In
Lausanne, wo der einflussreiche Pressekonzern Lousonna SA («24 Heures», «Tribune Le
Matin», «La Suisse») 90 Prozent der Tageszeitungsauflagen der Waadt kontrollierte und
eine regionale Depeschenagentur aufzog, erschien mit «Lausanne Soir» ein Abendblatt,
das freilich nur einer Zweitausgabe der freisinnigen «Nouvelle Revue de Lausanne»
gleichkam. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1975
ERNST FRISCHKNECHT

Im August lancierten der Tages-Anzeiger, die Basler Zeitung und die Berner Zeitung ein
gemeinsames Online-News-Netzwerk. Seit Oktober koordinieren auch die Luzerner
Zeitung, das Sankt Galler Tagblatt, die Zürich Land Medien (Zürichsee-Zeitung, Zürcher
Oberländer, Zürcher Unterländer), die Mittelland-Zeitung, die Schaffhauser
Nachrichten und die Südostschweiz ihre Internetaktivitäten und betreiben mit
„News1.ch“ ein gemeinsames Nachrichtenportal. 7

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.08.2008
ANDREA MOSIMANN

Rund um Ringier Axel Springer und den dem Medienhaus angehörenden «Blick» gab es
im Jahr 2020 bedeutende Entwicklungen. An der Dreikönigstagung Anfang Januar 2020
konstatierte Ringier-CEO Marc Walder, dass über 70 Prozent aller Einnahmen aus der
Digitalwerbung in der Schweiz an Konzerne im Ausland abflössen. Im selben Atemzug
gab er den Wiedereintritt von Ringier in den Verlegerverband bekannt, damit sich die
Schweizer Medienlandschaft vereint gegen die grossen Technologiekonzerne stellen
könne. Ringier war 2015 aus dem Verlegerverband ausgetreten, nachdem von den
anderen Medienkonzernen Kritik an Ringier und dessen Beteiligung an der Werbeallianz
«Admeira» mit der SRG und der Swisscom laut geworden war. Nachdem bereits die SRG
2018 ihre Anteile an der Werbeallianz verkauft hatte, gab auch die Swisscom im Februar
2020 bekannt, die Allianz zu verlassen, womit diese in den Alleinbesitz von Ringier

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.02.2020
MARLÈNE GERBER
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überging und zu einem rein privaten Unternehmen mutierte. Ringier plante eine
Neuausrichtung von Admeira; diese soll sich künftig auf die Vermarktung von TV-
Werbung konzentrieren. 

Ebenfalls im Februar hob Ringier den ersten digitalen Fernsehsender der Schweiz aus
der Taufe. Blick TV startete mit 48 Mitarbeitenden und wird vom ehemaligen «Arena»-
Moderator Jonas Projer geleitet. Von 6 bis 23 Uhr sollen Nutzerinnen und Nutzer via die
«Blick»-App oder -Homepage einen integrierten Live-TV-Kanal verfolgen können,
dessen Nachrichten laufend ausgetauscht werden. 180 Sekunden nach einer Eilmeldung
soll über diese bereits berichtet werden, lautete die Vorgabe an Chefredaktor Projer.
Die Nutzung des Fernsehsenders ist kostenlos, wird jedoch unterbrochen durch
Werbespots, die nicht übersprungen werden können. Mit dem neuen Format
beabsichtigte Ringier, zusätzliche Werbegelder zu generieren und das jüngere Publikum
verstärkt anzusprechen. Die Produzenten planten ferner, Blick TV ins herkömmliche
Fernsehprogramm zu integrieren. Gemäss Bericht der AZ erwarteten auch die
politischen Parteien das neue Format mit Spannung, da sie gemerkt hätten, dass sie
ihre Themen und Positionen via die herkömmlichen Medien nicht ausreichend
portieren könnten. «Dass wir unsere Botschaft unverzerrt und im O-Ton ans Publikum
bringen», versprach sich etwa der damalige SVP-Präsident Albert Rösti von Blick TV. 

Nicht zuletzt wurde im Februar 2020 bekannt, dass die Mobiliar 25 Prozent des
Aktienkapitals von Ringier übernimmt. Zur Frage, wie viel die Mobiliar für die
Beteiligung eingesetzt hatte, wurde Stillschweigen vereinbart. Die NZZ vermutete, es
handle sich um einen «hohen dreistelligen Millionenbetrag». Mobiliar-
Verwaltungsratspräsident Urs Berger und Konzernchef Markus Hongler nehmen neu
Einsitz im Verwaltungsrat von Ringier. Bereits seit vier Jahren hatten die beiden
Unternehmen mit dem Joint Venture «Scout 24 Schweiz» gemeinsame Erfahrungen
gemacht. Die Mobiliar sehe mit dem Einstieg in den Ringier-Konzern die Möglichkeit,
mit dem bei Ringier gesammelten digitalen Know-How die eigene
Digitalisierungsstrategie schneller voranzutreiben, erklärte Hongler gegenüber den
Medien. Ihn interessiere in erster Linie die Plattformökonomie, respektive
Geschäftsmodelle, die Anbieter und Interessenten auf einem digitalen Marktplatz
zusammenbringen. 72 Prozent des operativen Gewinns erarbeitete Ringier zum
gegebenen Zeitpunkt im digitalen Bereich. Gemäss CEO Walder gehöre Ringier zu
denjenigen europäischen Medienunternehmen, deren digitale Transformation am
weitesten fortgeschritten sei. 

Ende Oktober 2020 wurde bekannt, dass die digitale Version des «Blick» unter noch
unbekanntem Namen ab 2021 auch in französischer Sprache zu lesen sein wird. Eine
Expansion in die Romandie hatte beinahe zeitgleich auch das CH Media angehörende
Online-Portal «Watson» bekannt gegeben. Medienberichten aus konkurrenzierenden
Verlagshäusern war zu entnehmen, dass diesem Unterfangen keine reinen
Marketingüberlegungen zu Grunde lägen, sondern dass der Entscheid eher die Folge
einer «nüchterne[n] betriebswirtschaftliche[n] Logik» (TA) sei. Mit der Expansion könne
den Werbekunden ein einheitlicher und nationaler Auftritt versprochen werden, womit
die Abwanderung von Werbegeldern zu den Tech-Giganten verlangsamt werden
könne. 8

Medienpolitische Grundfragen

Anders als im kulturellen Bereich, wo Neues sich häufig nur am Rande artikuliert und
kaum beachtet wird, verdeutlichten die technischen Neuerungen auf dem
Mediensektor die Notwendigkeit einer neuen Medienordnung. Die jüngsten
Auseinandersetzungen in diesem Bereich liessen erkennen, dass es dabei nicht nur um
blosse rechtliche Festschreibungen, sondern vor allem um politische und
wirtschaftliche Macht sowie um die Freiheit der Information und des
Medienschaffenden geht. Dabei wird offenbar von interessierten Kreisen versucht, die
bevorstehenden Entscheidungen zu präjudizieren. Dies umso mehr, als die im Vorjahr
eingesetzte Kommission für eine Medien-Gesamtkonzeption ihre Arbeit erst Mitte 1981
abschliessen wird. Sie hat 1979 noch keine formellen Beschlüsse gefasst und sich neben
der Erfassung des Ist-Zustandes vor allem den dringlich vorzuziehenden Massnahmen
gewidmet und ihre Arbeit mit den andern medienrelevanten Rechtssetzungsprojekten
koordiniert. Die von der Kommission erarbeiteten kommunikationspolitischen
Zielsetzungen legen Wert auf eine Konsolidierung der Medienfreiheit und lehnen eine
Qualitätskontrolle der Medien durch den Staat ab. Medienfreiheit ist nach Ansicht der
Schweizerischen Journalistenunion (SJU) auch von anderer Seite gefährdet. Sie

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 12.09.1979
CHRISTIAN MOSER
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fordert deshalb von der Medien-Gesamtkonzeption die Garantie, dass private
Medienkonzerne nicht in bisherige und neue elektronische Massenmedien eindringen
können. 9

Ein Teilmarkt innerhalb dieses neuen Medienangebots, das Angebot an Pornographie
und vor allem an Gewalt in Videofilmen, bereitet indessen zunehmend
gesellschaftspolitische Schwierigkeiten. Als beunruhigend wird insbesondere vermerkt,
dass Jugendliche eine Vorliebe für solche «Brutalos» entwickeln und diese als eine Art
Mutprobe konsumieren. Dem vereinzelten Ruf nach dem Zensor stehen weit zahlreicher
aber Stimmen entgegen, die in erzieherischen Massnahmen ein adäquateres Mittel
sehen, dieser Entwicklung entgegenzutreten. Trotzdem ist in der laufenden Revision
des Strafgesetzbuches vorgesehen, die Veröffentlichung von Gewaltdarstellungen und
harter Pornographie unter Strafe zu stellen. Darüber hinaus wird jedoch auch davor
gewarnt, die Debatte auf die Videogewalt zu verengen, da mit der beabsichtigten
Einführung des Privatfernsehens und mit dem sich dadurch verschärfenden Kampf um
Mehrheitspublika der Anteil an Gewalt im Fernsehen beträchtlich zunehmen werde.
Diese Perspektive macht deutlich, dass der Hang, Darstellungen von physischer Gewalt
zu rezipieren, ein gesellschaftliches Problem darstellt, das mit Zensurmassnahmen
nicht behoben werden kann.
Mitte August wurde eine Volksinitiative «gegen die Vermarktung von Gewalt und
Sexualität in den Medien» lanciert, der für das Zustandekommen jedoch wenig Chancen
eingeräumt werden. 10

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.09.1987
LUZIUS MEYER

Telekommunikation

Das Videotex-System der PTT verzeichnete im Berichtsjahr immer noch keinen
Durchbruch; einerseits konnte die Anzahl der Abonnenten nur geringfügig erhöht
werden, andererseits hielten sich auch die Anbieter von Dienstleistungen weiterhin
zurück. In der Öffentlichkeit wurde auch eine Privatisierung von Videotex diskutiert. 11

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 31.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Neue Medien

Bundespolizei, Provider und betroffene Bundesämter setzten angesichts der
rechtlichen Unsicherheiten, die sich im Zusammenhang mit der Sperrung von
rassistischen und pornographischen Websites ergaben, eine Kontaktgruppe „Zugang
zu strafbaren Inhalten im Internet“ ein. Denn trotz dem 1998 in Kraft getretenen neuen
Medienstrafrecht standen noch zahlreiche Fragen offen. So sollte die Gruppe nach
Lösungen suchen zwischen einer generellen Sperrung gewisser Websites – was einer
staatlichen Vorzensur gleichkäme – und einem Delegieren der Überprüfung
entsprechender Sites an die Provider – was diesen strafrechtliche
Überprüfungssaufgaben auferlegen würde. Besonders umstritten war, ob Provider nur
für Websites verantwortlich sind, die auf ihren Servern abgespeichert werden, oder
auch für solche, zu denen sie nur den Zugang verschaffen. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 17.11.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Vor dem Hintergrund der offensichtlich werdenden Risiken einer wachsenden
Vernetzung der Informatik gründeten Ende Jahr Vertreter von Politik, Verwaltung,
Wirtschaft und Wissenschaft die unabhängige Stiftung InfoSurance mit dem Ziel, Krisen
und Gefahren der neuen Informationstechnologien zu erkennen und zu analysieren. Die
Stiftung soll als vertrauliche Meldestelle und als Frühwarnorgan fungieren sowie
langfristig den Aufbau eines Kontakt- und Alarmnetzes ermöglichen. Neben dem Bund
gehören führende Kommunikations- und Transportunternehmen zu den ersten
Geldgebern der neuen Institution. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.11.1999
ELISABETH EHRENSPERGER

Seit September fahnden die Schweizerischen Polizeidienste neu gemeinsam und mit
internationaler Vernetzung im Internet nach Kriminellen. Der Polizei-Auftritt im Netz
dient laut Bundesamt für Polizeiwesen (BAP) als gesamtschweizerische Anlaufstelle und
soll die Kommunikation zwischen Polizei und Bevölkerung erleichtern. Hingegen brach
das BAP das rund zweijährige Pilotprojekt „Internet-Polizei“ ab, in dessen Rahmen zwei
Beamte – die ersten „Cybercops“ – mit der Beobachtung der Internetkriminalität bzw.
dem Absuchen des Internets nach Kinderpornographie und rassistischer Propaganda

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 30.12.1999
ELISABETH EHRENSPERGER
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beauftragt worden waren. Als Grund für den Abbruch gab das BAP Personalknappheit
an. 14

Im September riefen Vertreterinnen und Vertreter von Wirtschaft, Politik und
Wissenschaft das Impulsprogramm CH 21 ins Leben, um der Schweiz im internationalen
Wettstreit mit den Folgen der Digitalisierung einen Spitzenplatz zu sichern. Oberstes
Ziel der privaten Initiative ist es, alle Aktivitäten und Programme zu bündeln und zu
fördern, welche die Schweiz in den IKT einen Schritt weiter bringen. Dank dem Dialog
zwischen den verschiedenen Interessengruppen soll Transparenz in den Dschungel der
helvetischen IKT-Projekte gebracht werden – so beispielsweise durch die Veranstaltung
von Kongressen und den Aufbau eines Internet-Portals. Die CH 21 Charta, Herzstück des
Impulsprogramms, verpflichtet die Unterzeichnenden, sich aktiv in den zu
bearbeitenden Themenbereichen zu engagieren – so insbesondere auf
gesellschaftlicher Ebene (z.B. Internet für Frauen), in staatlichen Belangen (E-
Government) und in der Ausbildung. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.10.2001
ELISABETH EHRENSPERGER

Mitte des Berichtsjahres wurde ein Netzwerk aus Politikerinnen, Wirtschaftsfachleuten,
Bildungsexperten und Forscherinnen gegründet – mit dem Ziel, die digitale Spaltung in
der Schweiz zu bekämpfen. Zu diesem Zweck sollte möglichst allen Schweizerinnen und
Schweizern der Zugang zu den ICT ermöglicht werden. Denn insbesondere untere
Bildungsschichten und Personen über 50 Jahre fielen durch eine unter dem Schweizer
Durchschnitt liegenden Internetnutzung auf. 16

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 05.08.2003
ELISABETH EHRENSPERGER

„Swissregio TV“ ging als erstes internetgestütztes Regionalfernsehen online und
bedient die Regionen St. Gallen, Fürstenland und Toggenburg. Prinzip dieses
Internetfernsehens ist die Möglichkeit für den Konsumenten, sich kostenlos sein
eigenes Programm herunter zu laden. Noch ein weiteres internetgestütztes Projekt, das
„Buureradio“, ging auf Sendung. Dieses von Nationalrat Toni Brunner (svp, SG) ins Leben
gerufene Projekt will ein ländliches Publikum ansprechen und sich auf
Landwirtschaftsthemen konzentrieren. 17

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.11.2005
CHRISTIANE ZWAHLEN

Eine Kampagne vom Rat für Persönlichkeitsschutz, dessen Mitglieder aus Wissenschaft
und Wirtschaft stammen, will Kindern den Umgang mit persönlichen Daten im Internet
lehren und damit ihr Bewusstsein für ihre Privatsphäre stärken. Die Kampagne wurde
auf drei Jahre ausgelegt und grösstenteils mit Geldern aus der Wirtschaft finanziert.
Mitinvolviert ist der Dachverband der Lehrerinnen und Lehrer, der dafür sorgen will,
dass im neuen Lehrplan 21 der Umgang und die Schulung in den neuen Medien
thematisiert und umgesetzt wird. Grundsätzlich fehlt es nicht an politischen und
wirtschaftlichen Initiativen, die sich der Risiken des Internets annehmen. Staatliche wie
nichtstaatliche Akteure wollen die Medienkompetenz fördern. Allerdings brauche es
gemäss verschiedenen Experten eine bessere Vernetzung der Angebote. Im Oktober
fand ein erster Tag der Medienkompetenz statt, der sich den Herausforderungen
widmete, die Internet und Smartphone an Jugendliche stellen. 18
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Sensible à la question de la prolifération des «Fake News», le Conseil fédéral désire
approfondir les possibilités de réglementation des réseaux sociaux. Le 17 novembre
2021, le DETEC a été chargé de présenter différentes options d'ici la fin de l'année
2022. L'impulsion provient d'un rapport de l'OFCOM sur les opportunités et dangers
liés à Facebook, YouTube et Google. Ces plateformes de communication, utilisées par
une bonne partie de la population pour s'informer, ne sont soumises à aucune
contrainte journalistique. Contrairement à la Suisse, l'Europe et les Etats-Unis sont
actuellement en train de mettre en place des dispositions légales visant à protéger les
utilisateurs et utilisatrices. En Suisse, des interventions parlementaires (Iv.pa. 21.532,
Po. 21.4531) ont été déposées afin de lutter contre la désinformation, les discours
haineux et le manque de transparence sur les réseaux sociaux. Alors que celles-ci n'ont
pas encore été traitées par l'Assemblée fédérale, le gouvernement a donc déjà montré
une volonté de faire un pas en avant dans ce domaine: dans son communiqué de
presse, il relève certes que les réseaux sociaux permettent «d'augmenter la diversité
des informations et des opinions publiquement accessibles», mais que les droits des
utilisateurs et utilisatrices pourraient être clarifiés et étendus face aux plateformes. 19
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Qu'est-ce que les suisses et les suissesses ont le plus recherché sur Google en 2021?
Voici le titre d'un article de la NZZ qui a repris les chiffres de l'entreprise américaine.
Verdict, la recherche la plus fréquente en 2021 a été «Euro2021». Le championnat
d'Europe de football s'est tenu dans plusieurs villes d'Europe durant l'été. La
personnalité la plus recherchée se nomme Yann Sommer, le gardien de l'équipe
nationale suisse, qui a sorti le grand jeu pour permettre à la Suisse d'atteindre les
quarts de finale de l'Euro. Les questions les plus fréquentes ont avant tout concerné la
pandémie de coronavirus: «Combien de temps est valable un test PCR?», «Combien de
temps dure le corona?», «Quel part de la population suisse est vaccinée?» ou encore
«Combien coûte un test contre le virus?» sont autant de questions qui ont
préoccupées la population helvétique. 20
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